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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Post- und Telefonverkehr mit der DDR 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Wohlrabe, Frau 
Berger, Dr. Kotowski, Kunz, Müller (Berlin), Frau Pieser, 
Dr. Schulz (Berlin) und Genossen 
— Drucksache VI/2952 — 


Die vorstehende Kleine Anfrage beantworte ich im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für innerdeutsche Beziehun- 
gen wie folgt: 


I. 


Im Rahmen ihrer Bemühungen um eine Normalisierung der 
Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten ist die 
Bundesregierung bestrebt, auch im Bereich des Post- und Fern- 
meldeverkehrs Hindernisse abzubauen und Erleichterungen für 
die Bevölkerung zu schaffen. Durch die Vereinbarung vom 
29. April 1970 und das Protokoll vom 30. September 1971 sind in 
dieser Richtung wesentliche Fortschritte erzielt worden. So 
wurde die Anzahl der Telefonleitungen im Verkehr zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der DDR beträchtlich er- 
höht; dadurch gingen die Wartezeiten stark zurück. Der inner- 
berliner Fernsprechverkehr konnte nach fast zwanzigjähriger 
Unterbrechung wieder aufgenommen werden. Weitere Ver- 
besserungen sind in dem Protokoll vom 30. September 1971 für 
die nächste Zeit vorgesehen. 
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11. Zu den Einzelfragen 


1. In welchem Umfang betreiben DDR-Behörden nadi Kenntnis der 
Bundesregierung rechtswidrige oder schikanöse Zensur- und 
Kontrollmaßnahmen im innerdeutschen Paket- und Briefverkehr? 

Nach der in der DDR geltenden „Verordnung über den Ge- 
schenkpaket- und -päckchenverkehr auf dem Postwege mit 
Westdeutschland, Westberlin und dem Ausland vom 5. August 
1954 ist der Geschenksendungs verkehr bisher erheblichen Ein- 
schränkungen unterworfen. Insbesondere sind zahlreiche Ge- 
genstände vom Versand ausgeschlossen oder nur in bestimmten 
Mengen zugelassen. Bei Verstößen gegen die Geschenk- 
sendungsverordnung sind die Rückleitung der Sendung an den 
Absender oder die entschädigungslose Einziehung angedroht. 
Vielfach legen die mit der Kontrolle beauftragten Zolldienst- 
stellen der DDR - nicht Postdienststellen - die Vorschriften sehr 
eng aus. 


2. Haben sich auf diesem Gebiet — eventuell im Zusammenhang 
mit den innerdeutschen Verhandlungen und Vereinbarungen ~ 
in der Praxis der DDR Änderungen ergeben? 

Die Handhabung der Geschenksendungsverordnung durch die 
Behörden der DDR hat sich bisher nicht geändert. In Ziffer 5 des 
Protokolls vom 30. September 1971 über Verhandlungen der 
beiden Postministerien (Bulletin des Presse- und Informations- 
amtes der Bundesregierung Nr. 142 vom 2. Oktober 1971) ist 
aber vom Delegationsleiter der DDR ausdrücklich erklärt wor- 
den: „Die Versandbestimmungen für Geschenksendungen auf 
dem Postwege sind Gegenstand der inneren Gesetzgebung der 
Deutschen Demokratischen Republik. An der Lösung wird mit 
dem Ziel einer positiven Regelung gearbeitet." Die Bundes- 
regierung erwartet, daß die DDR sich an diese Absprache halten 
wird. 


3. Wie interpretiert die Bundesregierung ihre widersprüchlichen 
Angebote unter Punkt 5 und 17 von Kassel im Hinblick auf die 
DDR-Behinderungen im innerdeutschen Postverkehr? 


Die Bundesregierung hat in Kassel für die Regelung gleich- 
berechtigter Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der DDR u. a. folgenden Grundsatz genannt: 

„5. Beide Seite respektieren die Unabhängigkeit und 
Selbständigkeit jedes der zwei Staaten in Angelegen- 
heiten, die ihre innere Hoheitsgewalt betreffen." 

Auf der Grundlage dieser gegenseitigen Respektierung der 
inneren Hoheitsgewalt sollten zwischen den Regierungen der 
beiden Staaten in Deutschland einzelne Fragen ihrer Beziehun- 
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gen zueinander geregelt werden. Dazu sagt Punkt 17 von 
Kassel: 

„17. Beide Staaten sollten ihre Bereitschaft bekräftigen, 
die Zusammenarbeit unter anderem auf den Gebieten 
. . . des Post- und Fernmeldewesens ... im Interesse 
des gegenseitigen Vorteils zu intensivieren und zu 
erweitern sowie Verhandlungen über die Einzelheiten 
aufzunehmen." 

Die Bundesregierung vermag hierin keine widersprüchlichen 
Angebote zu erblicken. 


4. Nachdem die Bundesregierung bereit war, die Forderungen der 
DDR-Post im Verkehr mit der Bundesrepublik Deuschland nach 
internationalen Normen und internationalen Gebühren zu akzep- 
tieren, bitten wir um Auskunft, was die Bundesregierung unter- 
nommen hat, um wenigstens ein der internationalen Übung 
entsprechendes Verhalten der DDR-Behörden im innerdeutschen 
Postverkehr zu erreichen? 

Es trifft nicht zu, daß die Bundesregierung bereit war, „die 
Forderungen der DDR-Post im Verkehr mit der Bundesrepublik 
Deutschland nach internationalen Normen und internationalen 
Gebühren zu akzeptieren". Die Bundesregierung hat im Gegen- 
teil die Einführung von Auslandsgebühren durch die DDR für 
den aus dem Bereich der DDR-Postverwaltung abgehenden 
Post- und Fernmeldeverkehr bedauert und es abgelehnt, für 
den Verkehr in der Gegenrichtung dem Beispiel der DDR zu 
folgen. 

Der Bundesregierung geht es bei ihren Bemühungen um Ver- 
besserungen im innerdeutschen Post- und Fernmeldeverkehr 
nicht darum, ein der internationalen Übung entsprechendes 
Verhalten der DDR-Behörden zu erreichen, sondern darum, 
diesen Verkehr im Interesse jedes einzelnen Postbenutzers so 
flüssig und reibungslos wie möglich zu gestalten. 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn die weitgehen- 
den Einschränkungen in den Regelungen der DDR - diese Rege- 
lungen gelten übrigens nicht nur für den Postverkehr mit der 
Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West), sondern auch 
für den mit dem Ausland - möglichst abgebaut würden. 


5. Hat sie insbesondere die Zahlung des Pauschalbetrages von 
250 Millionen DM an die DDR-Post von der Beendigung der 
DDR-Schikanen abhängig gemacht? 


In dem Protokoll vom 30. September 1971 über Verhandlungen 
der beiden Postministerien, in dem die Zahlung des Pauschal- 
betrages vereinbart wurde, ist in Ziffer 5 auch die Lösung der 
Fragen der Versandbestimmungen für Geschenksendungen auf 
dem Postwege (vgl. Antwort zu Frage 2) angesprochen worden. 
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6. Aufgrund welcher Abredinungsgrundsätze sind die einmalige 
Zahlung von 250 Millionen DM am 15. Dezember 1971 bzw. die 
bisherigen laufenden Zahlungen von 30 Millionen DM pro Jahr 
vereinbart worden? 

Zur Frage der Berechnung der jährlichen Pauschalzahlung von 
30 Mio DM für die Zeit ab 1967 hat die Bundesregierung bereits 
in der Antwort auf eine frühere Kleine Anfrage ausführlich 
Stellung genommen (vgl. Drucksache VI/2213). Dabei ist u. a. 
ausgeführt worden, daß die vereinbarte Pauschale sowohl die 
Leistungen der Deutschen Bundespost als der DDR-Postver- 
waltung im gegenseitigen Verkehr [und zwar die Leistungen im 
Brief-, Paket-, Fernsprech-, Telegramm-, Telex-, Seefunk- und 
Rundfunkübertragungsverkehr sowie die Aufwendungen für 
Ersatzleistungen und für die Fernmeldekabel nach Berlin 
(West)] berücksichtigt. Die Pauschalzahlung von 250 Mio DM 
dient der Abgeltung der Forderung der DDR für die Mehr- 
leistungen der DDR-Postverwaltung in den Jahren 1948 bis 
1966. Bekanntlich hatte die DDR ursprünglich für die Zeit von 
1948 bis 1968 einen Betrag von rd. 1,8 Mrd. DM geltend gemacht. 


7. Hat die seit dem 1. Juli 1971 praktizierte Erhebung von Aus- 
landsgebühren durch die DDR-Post für Sendungen in die Bun- 
desrepublik Deutschland oder nach West-Berlin den Umfang 
dieses Postverkehrs gemindert? 

Soweit es sich bisher übersehen läßt, ist der aus dem Bereich 
der DDR-Postverwaltung eingehende Post- und Fernmeldever- 
kehr seit dem 1. Juli 1971 rückläufig. Es ist anzunehmen, daß 
dies auf die Einführung der erhöhten Gebühren durch die DDR 
zurückzuführen ist. 


8. Weshalb ist eine Direktwahl im Telefonverkehr von West- 
Berlin nach Ost-Berlin bisher nicht möglich, obwohl die DDR- 
Behörden eine derartige technische Verbesserung bereits im 
Telefonverkehr von Ost-Berlin nach West-Berlin eingeführt 
haben? 

Die Deutsche Bundespost wäre ohne weiteres in der Lage, für 
den Fernsprechverkehr von Berlin (West) nach Berlin (Ost) die 
Direktwahl einzuführen. Ein solcher Schritt würde unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen jedoch nicht im Interesse der Be- 
völkerung liegen. Bei einer Direktwahl können Fernsprech- 
leitungen nicht so optimal genutzt werden, wie dies bei einer 
halbautomatischen Betriebsweise erreicht werden kann. Die 
Deutsche Bundespost hat sich daher angesichts der noch immer 
unzureichenden Leitungszahl entschlossen, unter Einsatz einer 
erheblichen Zahl von Vermittlungskräften den halbautomati- 
schen Verkehr beizubehalten, um auf diese Weise möglichst 
vielen Fernsprechteilnehmern dienen zu können. Ein Übergang 
zum vollautomatischen Verkehr ist vorgesehen, sobald die da- 
für erforderlichen Kabelverbindungen erstellt worden sind, wie 
das in Ziffer 6.5. des Protokolls vom 30. September 1971 bis 
Ende 1974 vereinbart worden ist. 


In Vertretung 

Dr. Pausch 



